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183 Verordnung 
über die Fälligteit von Hypothelen und Grundſchulfpen. 
Zoe Vom 23. 12. 1932, 

Auf Grund des $ 1 Ziff. 30 des Ermächtig ungsgeſetzes vom 1. September 1981 in Werbin⸗ 
dung mit $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403) wird folgendes mit 
Geſetzeskraft verordnet: — 
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(J) Die Rückzahlung einer Forderung, die durch eine Hypotibel an einem inländischen Grunbktüd 
geſichert iſt, kann nicht vor dem 1. April 1934 verlangt werden. Dies gilt auch für eine Forderung, 
die bei Inkrafttreten dieſer Verordnung fällig iſt, es ſei denn, daß die Fälligkeit aus beſonderem An⸗ 
laß vorzeitig eingetreten it. 

(2) Vereinbarungen und Satzungsbeſtimmungen, wonach eine Forderung aus beſonderem Anlaß 
vorzeitig fällig wird, ſowie die Gläubigerrechte nach den $S 1133 bis 1135 des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
werden durch Abf. 1 nicht berührt. Der Gläubiger einer Forderung (Abſ. 1) Ier, auch wenn dies 
nicht vereinbart iſt, ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist vorzeitig kündigen, wenn der Schuldner 
länger als einen Monat mit einer Zinszahlung im Verzug iſt. 

Abf. 1 Satz 1 findet auch auf Forderungen Anwendung, die vor dem Jnlrafttreten dieſer 
Verordnung aus beſonderem Anlaß vorzeitig fällig geworden waren oder fällig gemacht werden 
konnten, wenn die vorzeitige Fälligkeit die Folge einer unpünktlichen Zahlung von Zins- oder Tilgungs⸗ 
betragen iſt und die rüditändigen Beträge binnen einem Monat nach dem Inkrafttreten dieſet Ver; 
ordnung nachgezahlt werden. 

(4) Gerichtliche Entſcheidungen ſtehen der Anwendung der Abf. 1, 3 nicht entgegen. 

6) Abf. 1 bis 4 gelten entſprechend für Grundſchulden und für Forderungen, die durch Prund⸗ 
ſchulden geſichert ſind. i 
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(1) Auf Antrag des Gläubigers kann das Amtsgericht anordnen, daß die Hinaus ſchiebung der 
Fälligkeit nach $ 1 ganz oder teilweiſe unterbleibt, wenn es die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers 
erfordert. Das Amtsgericht Tann anordnen, daß die Forderung in Teilbeträgen zurückzuzahlen ſei. 

(2) Das Amtsgericht hat bei feiner Entfheidung die wirtſchaftliche Lage des Gläubigers, des 
Grunditfidseigemtümers und des vperſönlichen Schuldners, wenn dieſer nicht der Grunditüdseigentümer 
it, in Betracht zu ziehen und einen billigen Ausgleich der widerſtreitenden Belange herbeizuführen. 

ö e 3 5 
Für Anträge gemäß 5 2 iſt das Amtsgericht in Danzig ausſchließlich zuständig, 
S d 

Für das Verfahren gilt, ſoweit dieſe Verordnung nichts anderes vorſchreibt, fungemäb das 
Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerihtsbarteit. Der Senat Lann die Beftim- 
mungen treffen, die dieſer zur Anpaſſung an die beſonderen Bebürfnille des Verfahrens nach dieſer 
Verordnung für nötig hält. | | 

e | | 4.56 on 

Das Gericht kann mehrere Verfahren, die denſelben Schuldner betreffen, zur gleichzeitigen Ver⸗ 
handlung und Entſcheidung miteinander verbinden. Das Gericht kann die Verbindung wieder ot 
heben. R 105 : . rat 


(Achter Tag nach Ablauf des Ausgabetages: 6. 1. 1933.) méinen us ARAG TC 2s ag 


Das Gericht kann von den Beteiligten verlangen, daß ſie eine tatſächliche Behauptung glaubhaft 
machen ö j d 

Das Gericht hat feine Entſcheidung mit Gründen zu verſehen. „ 
Die Entſcheidung des Amtsgerichts iſt durch ſofortige Beſchwerde anfechtbar. Über die ſofortige 
Beſchwerde entſcheidet das Landgericht. Deſſen Entſcheidung iſt endgiltig. Wes 
Die ſofortige Beſchwerde kann bei dem Amtsgericht oder bei dem Landgericht eingelegt werden. Die 
Einlegung geſchieht dadurch, daß eine Beſchwerdeſchrift eingereicht oder die Beſchwerde zur Nieder⸗ 
ſchrift der Geſchäftsſtelle erklärt wird. — 
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(1) Die rechtskräftige Entſcheidung bindet Gerichte und Verwaltungsbehörden. 
(2) Aus der rechtskräftigen Entſcheidung über die Koſten ſowie aus einem vor dem Gericht ab⸗ 


geſchloſſenen Vergleich findet die Zwangsvollſtreckung nach der Zivilprozeßordnung ſtatt. 

G). Iſt ein Anſpruch nach Grund und Betrag unſtteitig und der Gläubiger noch nicht im Beſitz 
eines vollſtreckbaren Schuldtitels, ſo hat das Gericht auf Antrag des Gläubigers in der Entſcheidung 
die Zahlungspflicht auszusprechen. Die rechtskräftige Entſcheidung ſteht dem in einem bürgerlichen 


Rechtsſtreit ergangenen rechtskräftigen Urteil gleich. 

BEIS | | ei de Gë kaft 
Der Senat wird ermächtigt, Beſtimmungen über die Koſten des Verfahrens zu erlaſſen. 

(1) Hypothekenbanken und öffentlich-rechtliche Kreditanſtalten können den Tilgungsplan ihrer 
Pfandbriefe und Schuldverſchreibungen fo weit ändern, wie es notwendig iſt, um die Tilgungspläne 
an die durch dieſe Verordnung hinausgeſchobene Fälligkeit einer Hypothek oder Grundſchuld anzupaſſen. 

(2) Die Anderung eines Tilgungsplans bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Die 
Behörde kann Näheres über die Anderung des Tilgungsplans beſtimmen. Kuen 
ITS We? e 8 13 vi | #70 mau „nette 
Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen Glauben des Grundbuchs bedürfen 
die auf dieſer Verordnung beruhenden Veränderungen der Fälligkeitsbedingungen nicht der Eintragung. 
. Dieſe Verordnung gilt nicht 

a) für Aufwertungsforderungen, ⸗hypotheken und ⸗grundſchulden, 

b) für bankmäßige Perſonalkredite, die durch Hypothelen geſichert up, für Grundſchulden, die 
der Nehmer eines bankmäßigen Perſonalkredits auf einem ihm gehörenden Grundſtück zu⸗ 
gaunſten des Kreditgebers beſtellt hat, ſowie für Eigentümergrundſchulden, die der Nehmer eines; 

bankmäßigen Perſonalkredits zu deſſen Sicherung dem Kreditgeber abgetreten hat, 

e) auch ohne die beſonderen Voraussetzungen zu b) für Forderungen aus Darlehen, die and 
Gefälligkeit oder ſonſt unter Umftänden gegeben worden find, aus denen zu entnehmen iſt, daß 
eine langfriſtige Kreditgewährung nicht beabſichtigt war, ſowie für Grundſchulden, durch die 

ſolche Forderungen geſichert werden, N UT 2 745 

d) für ſolche Forderungen und Grundſchulden, die den Kündigungsſchütz des 8 11 Abf. T der 

Rechtsverordnung über die Senkung von Zinſen vom 16. Januar 1932 (G. Bl. S. 28 a) 

genießen, „ Abchin E 272 ct ig Me and 1 K 

e) für ſolche Forderungen und Grundſchulden, deren Zinſen durch die Rechtsverordnung über die 

Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen Realkredit vom 15. November 1932 (G. Bl. 
S. 746) herabgeſetzt worden ſind, N , . 
f) für Forderungen und Grundſchulden, die einem Träger der Invalidenverſicherung zuſtehen. 
Der Senat kann zur Durchführung dieſer Verordnung Rechts- und allgemeine Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften erlaſſen; er kann auch ergänzende Vorſchriften erlaſſen, ſoweit er dies für erforderlich hält, um 
den Zweck dieſer Verordnung zu erreichen. Rr 
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Dieſe Verordnung tritt am Tage ihrer Verkündung in Kraft. 
Danzig, den 23. Dezember 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Schweg mann 


184 Berichtigung 
der Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Sicherung der Haushaltsführung der Ge⸗ 
meinden und Gemeindeverbände vom 29. November 1932 (G. Bl. S. 829). 


In Zeile 1 der Verordnung zur Abänderung der Verordnung über die Sicherung der Haushalts- 
führung der Gemeinden und Gemeindeverbände vom 29. November 1932 (G. Bl. S. 829) muß = 
ſtatt der Worte „Auf Grund des $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 23. Januar 1931 (G. Bl. S. 7) 
heißen: „Auf Grund des § 1 Ziff. 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 1. September 1931 (G. Bl. 
S. 719) in Verbindung mit $ 1 des Ermächtigungsgeſetzes vom 28. Juni 1932 (G. Bl. S. 403)". 

Danzig, den 20. Dezember 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 


Dr. Ziehm Hinz 


185 Druckfehlerberichtigung. 


Im $ 11 Ziff. 3 der Satzung für die öffentlichen Sparkaſſen (G. Bl. S. 813) muß es ſtatt 
„Abſatz 1 Satz 2“ „Abſatz 1 Satz 3“ heißen. Die Überſchrift des $ 36 muß ſtatt „Verwedung der 
berſchüſſe“ „Verwendung der Überſchüſſe“ lauten. 


Danzig, den 19. Dezember 1932. 
Der Senat der Freien Stadt Danzig 
Dr. Ziehm Hinz 


Schriftleitung: Geſchäftsſtelle des Geſcyblattes und Staatzanzeigerz. — Drud von A. Schroth in Danzig. 
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